Sonnabend, 31. März. W 13. 1866. — 3. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 
Wochenblatt für das Voll. 


Er ſcheint jeden Sonnabend. Preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4 ½ Sgr., bei den außerpreußiſchen Po 
7% Sr in Berlin bei allen Zeitungs⸗Spediteuren incl. ee es in der Erpedition, Taubenſtr. 27, Pin eh 
. e Zeile gr. 


Mit dem 1. April d. J. beginnt ein neues Abonnement auf die „Verfaſſung.“ Die Redaktion 
hofft, von ihren bisherigen Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß ſie nach beſten Kräften beſtrebt 
geweſen ift, das Ziel, welches fie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, im Auge zu 
behalten. Treu demfelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümlicher und leicht faß⸗ 
licher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne der entſchieden liberalen 
Partei beſprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerſtag Abend zur Poſt 
gegeben, ſo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonnabend 
Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte, trotz unſeres Bemühens 
in keiner Weiſe gegen eine geſetzliche Beſtimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlag⸗ 
nahme unſeres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, jo werden, davon 
ſind wir überzeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns 
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten unſere bisherigen Leſer ſo wie unſeren 
neuen Freunde, das Abonnement für das neue Quartal möglichſt bald bei den Poſtanſtalten 
anzumelden, da nur in dieſem Falle die ununterbrochene Lieferung des Blattes gefichert iſt 
und bei ſpäteren Anmeldungen die vollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Nummern nicht 
verſprochen werden kann. Im Hinblick auf die in diefem Jahre bevorſtehenden Wahlen hoffen wir, 
daß unſere Freunde für eine recht rege Verbreitung unſeres Blattes ſorgen werden. 

Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poſtanſtalten 4½ 
Sgr., bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7 Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenſtr. 27. 
4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Inſerate, welche 
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung. finden, die geſpaltene 
Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein angemeſſener Rabatt bewilligt. 

ger leber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir, 
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poftanftalt Beſchwerde zu führen, da 


von hier aus unſer Blatt regelmäßig verſandt wird. 


Die Armeereorganiſation und die augenblick 
liche politiſche Situation. 


Seit Jahren haben wir von den Vertheidigern der 
Armeereorganiſation gehört, daß dieſelbe im Fall eines 
Krieges ihren Werth für das Land zeigen werde. Es 
würden dann, ſo ſagte man, die jährlichen Mehraus⸗ 
gaben, welche ſie verurſacht, als unbedeutend erſcheinen 
gegenüber den Vortheilen, welche dem Lande durch 
Schonung der Landwehr erwachſen würden. Wir haben 
ſchon wiederholt darauf hingewieſen, wie wir, und mit 
uns die geſammte liberale Partei im Lande, der Anſicht 
ſind, daß eine möglichſte Schonung der Geld⸗ und 
Menſchenkräfte in Friedenszeiten das iſt, was uns 
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geboten ſcheint, indem dadurch das Land fähig gemacht 
wird, in Kriegszeiten die Laſten zu tragen, weiche der 
Krieg unter allen Umſtänden mit ſich bringt, ſobald er 
überhaupt einige Bedeutung auf die Entwickelung des 
Landes hat. Wir wollen deßhalb jetzt nicht dieſe Frage 
noch einmal behandeln, obgleich wir wohl im Laufe der 
Zeit noch oft darauf zurückkommen werden, ſondern heut 
nur einmal zuſehen, wie es denn mit jenen verheißenen 
Erleichterungen ausſieht, welche die Reorganiſation bei 
einem ausbrechenden Kriege dem Lande bringen ſoll. 
Schon der für einen Staat wie Preußen eigentlich 
dem Maſſenverhältniß nach unbedeutende Krieg gegen 
Dänemark hat gezeigt, daß die verheißenen Vortheile 
ſehr problematiſcher Natur find. Es wurden damals 
ſehr viele Landwehrleute eingezogen, alſo der Beweis 


geliefert, daß die Behauptung von der Schonung der 
Landwehr hinfällig iſt. 

Jetzt ſtehen wir, wie vielfach behauptet wird, vor 
einem größeren Kriege, ja vielleicht vor einem Kriege, 
der für die fernere Entwickelung unſeres Staates von 
der höchſten Wichtigkeit iſt, und wenn wir auch 1110 
an einen wirklichen Ausbruch eines Krieges glauben, ſo 
wollen wir doch einmal zuſehen, wie ſich die Reorgani⸗ 
ſation und ihre gerühmten Vortheile bei dem Ausbruch 
eines Krieges bewähren würden. Da glauben wir das 
Recht zu Gaben, zu behaupten, und jeder der nur jemals 
einige Einſicht in unſere militäriſchen Verhältniſſe 
gehabt hat, der wird uns zuſtimmen, daß bei jeder Mobil⸗ 
machung in jedes Infanterie⸗Bataillon über 200 Mann, 
in jedes Infanterie⸗Regiment etwa 700 Landwehrmänner 
eingeſtellt werden müſſen, wenn das Regiment auf den 
Kriegsfuß von 3003 Mann gebracht werden ſoll. Es 
würde dies Verhältniß bei einer etwaigen Mobil⸗ 
machung der ganzen Armee bedingen, daß etwa 
60,000 Mann Landwehr eingezogen werden, und 
wir denken, Niemand wird behaupten, daß dies eine 
Schonung der Landwehr iſt. Das widerſtreitet voll⸗ 
ſtändig der viele Jahre lang ausgeſprochenen Behauptung, 
daß die Landwehr nicht ſogleich beim Ausbruch eines 
Krieges, ſondern erſt im äußerſten Nothfall zur Ver⸗ 
wendung kommen ſoll. Nimmt man aber der Reorgani⸗ 
ſation dieſen angeblichen Vorzug vor dem alten Geſetz 
vom 3. September 1814, ſo bleibt als Folge der Re⸗ 
organifation nur noch eine verſtärkte äh eine 
erhöhte Belaſtung des Landes und die dreijährige Dienſt⸗ 
zeit übrig. Nun halten wir zwar eine ſtarke Heran⸗ 
ziehung der Landwehr bei einem Kriege für nicht 
nachtheilig, im Gegentheil, wir ſehen darin die Bürg⸗ 
ſchaft, daß nicht leicht ein Krieg geführt wer⸗ 
den wird, welcher nicht dem Willen und den 
Intereſſen des Volkes entſpricht. Der Umſtand 
aber, daß die Vertheidiger der Reorganiſation ftefd den 
Verſuch machen, durch die Behauptung, die Reorgani⸗ 
ſation führe eine Befreiung der Landwehr mit ſich, 
Anhänger für ihre Anſicht zu gewinnen, nöthigt uns zu 
dem Nachweiſe, daß dieſe in Ausſicht geſtellte Er⸗ 
leichterung in Wirklichkeit nicht ſtattfindet. 

Wenn alſo die jetzt zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
beſtehende Spannung in ihrer ferneren Entwickelung 
wirklich zu einer Mobilmachung unſerer Armee führen 
würde, ſo würde ſie uns den Beweis liefern, daß ein 
ſehr bedeutender Theil der Landwehr trotz der Reorgani⸗ 
ſation dennoch zu den Fahnen gezogen werden müßte; 
ſollte aber auf die Mobilmachung ein Krieg folgen, fo 
würden wir ſehr ſchnell ſehen, daß die ganze Land⸗ 
wehr zu den Fahnen gerufen werden müßte, indem 
die preußiſche Armee ohne Landwehr nicht groß genug iſt, 
um einen Krieg, wie er aus einem Kampf mit Oeſter⸗ 
reich ſich entwickeln würde, mit gegründeter Ausſicht auf 
Erfolg zu führen. Das kann ebenſo wenig beſtritten 
werden, wie die obige Ausführung, daß ſchon bei einer 
Mobilmachung ein ſehr beträchtlicher Theil der Landwehr 
einberufen wird. 


Was bleibt alſo von den gerühmten Vortheilen der 
Reorganiſation? Vielleicht 5 daß die Wehnen 
der Armee ſchneller erfolgen kann? Wir ſehen nicht 
ein, wie das der Fall ſein ſoll, denn, abgeſehen davon 
daß die alte Landwehreinrichtung eine ſehr ſchnelle Ing: 
feldftellung einer großen Armee geftattete, läßt ſich nicht 
de wie bei dem Umſtande, daß auch jetzt bei einer 
Mobilmachung ein ſehr bedeutender Theil der Landwehr 
einberufen werden muß, die Mobilmachung ſchneller vor 
ſich gehen ſoll, als vor dem Beginn der Reorganiſation. 
Wenn ſich in der Praxis wirklich eine Beſchleunigung 
zeigen ſollte, jo wollen wir nicht vergeſſen, daß ein fehr 
weſentlicher Grund dieſer Beſchleunigung in den fehr 
bedeutend beſchleunigten Kommunikationsmitteln der 
Hense liegt, welche der alten Landwehreinrichtung 
ebenſo zu Gute kommen würden, wie jetzt der Reor⸗ 
ganiſation. 

Wir mögen alſo die Sache anſehen von welcher 
Seite wir wollen, wir inden 99905 der hene 
Vortheile der Reorganiſation, und wir können nicht von 
unſerer ſo oft ausgeſprochenen Anſicht abgehen, daß eine 
Rückkehr zu dem Geſetz vom 3. Sept. 1814 uns das 
für unſeren Staat vortheilhaftetſte ſcheint. Es wird, 
das iſt unſere feſte Ueberzeugung, der jetzige Konflikt 
mit Oeſterreich in allen ſeinen Folgen einen neuen und 
nicht zu unterſchätzenden Beweis gegen die ſo viel ange⸗ 
prieſene Vortrefflichkeit der Reorganiſation liefern. 

Man wird nun zwar dieſen Ausführungen, dere 
Richtigkeit man um e festen Kae als en 
Mobilmachung augenblicklich den Beweis der Wahrheit 
liefern muß, entgegenhalten, daß die Reorganiſation noch 
nicht durchgeführt iſt, aber damit kann man eben nur 
beweiſen, daß wir in der Vermehrung unferer 
Militärausgaben, welche uns die Reorganisation 
auferlegt, noch nicht am Ziele ſind, daß wir alſo 
immer noch weitere Erhöhungen von Jahr zu 
Jahr bis zur Vollendung derſelben zu erwarten haben. 
Auf der anderen Seite würde uns aber eine ſolche Erklärung 
mit Freude erfüllen, weil der Hauptgrund gegen die 
Beſeitigung oder auch gegen eine Modifikation der Re⸗ 
organiſation immer der geweſen iſt, daß die Sache fix 
und fertig ſei und nun Nichts mehr daran geändert 
werden könne. Wenn die Reorganiſation aber, aus 
welchem Grunde auch immer, noch nicht fertig iſt, wenn 
wir uns alſo noch in einem Proviſorium oder, wenn 
man lieber will, in einem Uebergangsſtadium befinden, 
ſo kommen wir mindeſtens eben ſo gut wieder 
in unſere frühere, altbewährte Armeeorgani⸗ 
ſation zurück, als weiter vorwärts in die 
weitere Reorganiſation. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. In dieſem Augenblick nimmt der drohende 
Konflikt zwiſchen Oeſterreich und Preußen die Auf 
merkſamkeit vorwiegend in Anſpruch. Auffallen muß die 
Gefliſſentlichkeit, mit welcher die offizlöſen preußiſchen Blätter 
die Nachrichten von ſehr bedeutenden öſterreichiſchen Rüſtungen, 
welche alle einen gegen Preußen gerichteten Charakter zur 


Schau tragen ſollen, verbreiten. Daß man unter ſolchen 
Umſtänden daran denkt, die preußiſche Regierung werde auf 
jene Rüſtungen mit einer Dobilmahung, antworten, darf 
nicht Wunder nehmen, und eine ſolche Nobilmachung ſoll 
auch ſchon beſchloſſen ſein, aber an den wirklichen Ausbruch 
eines Krieges glaubt man nicht recht, da man bei keiner der 
beiden Regierungen einen recht ernſtlichen Willen zum Kriege 
vorausſetzt. Oeſterreich, jo meint man, muß erſt den Landes · 
theilen diesseits und jenfette der Leitha eine gemeinfame, 
alle Theile beſtiedigenbe Verfafſung gegeben haben, ehe es 
denken 1 in Nähen a 5 
onflı ifchen Volk und Regierung lähmend auf jede 
Sa Inzwiſchen dürfte es doch nicht in Abrede 
zu ſtellen ſein, daß unſere Regierung ſich nach Allianzen 
mit anderen Mächten für den Fall eines Krieges umſieht, 
und wie man ſagt, werden jetzt in dieſer Beziehung ſchon 
eifrige Unterhandlungen mit dem Königreich Ita⸗ 
lien gepflogen. Es ift nicht zu leugnen, daß bei einem 
Kriege mit Oeſterreich dieſer junge Staat, welcher ein lebhaf⸗ 
tes Intereſſe an der Schwächung Oeſterreichs hat, als der 
natürliche Verbündete für Preußen erſcheint. . 
Wir haben in unſerer letzten Nummer einen Aufruf mit- 
getheilt, welcher zu erneuten Sammlungen für den 
Nationalfonds auffordert. Wir können, heut unſeren 
Veſern die erfreuliche Mitlyeuung malhen, duch rc Yoktränge 
ſehr reichlich fließen. Dieſelben nehmen, io ſchreibt die hier 
erſcheinende „Lib. Korreſp.“ einen ſo guten Fortgang, daß 
die konſervativen und miniſteriellen Organe, ſowohl die 
offenen als die maskirten, es für nöthig finden, durch Angriffe 
auf den Nationalfonds, ſelbſt durch Verdächtigungen der 
Zwecke, für die das Geld verwandt wird und der Perſonen, die 
es verwenden, der Sache in den Weg zu treten. Sie haben 
in der That um ſo mehr Urſache, das zu thun, als die 
Sammlungen dies Mal in Kreiſen einen Anklang finden, 
die ſich bei der erſten Aufforderung wenig oder gar nicht 
daran betheiligt haben. An der Börſe oder in den höheren 
Geſchäftskreiſen waren es früher nur die Parteimitglieder 
im engeren Sinne des Worts, die ſich der Sache eben fo 
annahmen, wie fie an dem ganzen politiſchen Kampfe Theil 
nahmen. Die große Mehrzahl der Herren von der Börſe 
hielt ſich entweder ſcheu zurück oder zweifelte an der Noth⸗ 
wendigkeit eines ſolchen Fonds, weil fie die Bedeutung des 
politiſchen Kampfes und feine Tragweite nicht erkannten. 
Jetzt iſt das anders. Und daß es anders tft, ift wohl die 
beſte Antwort für Diejenigen, die, wie die Norddeutſche All. 
emeine Zeitung, fragen, wo ſich denn eigentliche Gelegenheit 
fände, Unterſtützungen zu verwenden in der ſo glücklichen Lage, 
in der ſich bei uns eben Alles und darum auch die Mitglieder 
der liberalen Partei befinden? Der Redakteur des 
miniſteriellen Blattes ſchließt ohne Zweifel von feiner eigenen 
Lage auf die aller Anderen, was ſeinem menſchenfreundlichen 
en alle Ehre macht. Aber felbft auf die Gefahr hin, 
ihn damit zu betrüben, müſſen wir doch ſagen, daß in der 
That einige Disciplinirungen von Beamten in den 
letzten Sabren wegen politischer Meinungen vorgekommen 
find, daß auch Militärs entlaſſen find aus demfelben 
Grunde, einige Strafverſetzungen, ja, daß ſogar einige 
Preßprozeſſe mit großem Nachtheil für die Betheiligten 
vorgekommen ſein ſollen, was der Nordd. Allgem. Zeitung 
vielleicht auch entgangen iſt. 

„„Nun denn, wenn das ſo iſt“, ruft uns ein anderer 
Kämpe zu, ebenſo miniſteriell wie der vorige, wenn auch 
in anderer Uniform, „warum legen die Verwalter des 
Nationalfonds kerne Rechnung? Sind die Fort 
ſchrittler ſo verſchämt, daß ſie zwar gern Geld nehmen, aber 


an einen Krieg 


es nicht zur Kenntniß kommen laſſen wollen?“ Daß andere 
Bedenken vorliegen könnten, als die Verſchämtheit der Ber 
treffenden, davon ſcheinen die Herren nichts wiſſen zu wollen. 
In anderen Kreiſen iſt man dagegen überzeugt, daß dieſe 
Rechnungslegung in dieſer Zeit in abſolutem Widerſpruch 
mit dem Geiſte des Inſtituts und ſeinen Zwecken ſtände. 
Aber um die Herren zu beruhigen, wollen wir uns ver⸗ 
pflichten, die Rechnungslegung ſpäter mit aller 
Energie ſelbſt zu fordern, ja ſogar heute ſchon den 
Zeitpunkt beſtimmt angeben, wann dies „Später“ eintre 
ten ſoll. In demſelben Augenblick nämlich, in 
welchem die Herren, welche uns jetzt angreifen und 
mit ſolcher Heftigkeit eine Rechnungslegung für 
geboten erklären, an die Bildung eines Unter 
ſtützungsfonds für die Mitglieder ihrer eigenen 
partei denken, wenn ſie in dem weiter geführten 
Verfaſſungskampfe ihrerſeits deſſelben bedürfen, 
dann wollen wir mit allen Kräften die Rechnungslegung des 
Nationalfonds fordern und zweifeln keinen Augenblick daran, 
daß dieſelbe dann auch erfolgen wird. Die Herren ſehen, 
wir meinen es gut mit ihnen, denn ſie gewinnen ja dann 
Einfiht in den ganzen Betrieb des Geſchäfts und können 
alſo das ihrige danach einrichten. Wir wünſchen ihnen dann 
noch, daß fie auch Männer von folder Rechtſchaffenheit und 
chr Ayrorlälfſcßeit. Fire re Verwälung ihres Fonds ge⸗ 
0 wie I 155 e glücklicher Weiſe 
eſitzt, deren Namen fie jeder Rechnungsl. i A 
Sn Mehl, j chnungslegung in bedrängter 
ie man hört iſt gegen den Abg. v. Kirchmann di 
Disziplinar⸗Unterſuchung eröffnet a 5 
einer Rede, welche er in einer Arbeiterverſammlung zu Berlin 
gehalten hat. 

Der Abg. General Lehmann, Mitglied des linken 
Zentrums, iſt geſtorben. Die liberale Partei verliert in ihm 
ein Heſſen⸗ e ee ar daraf ift 

eſſen⸗ Homburg. er Landgraf iſt geſtorben und d 
Land fällt an Heſſen⸗Darmſtadt. Die Spila welche lahr, 
lich tauſende von Menſchen unglücklich macht, bleibt beſtehen. 
Baden. Die liberale Partei hat einen ihrer wackerſten Vor- 
kämpfer verloren. Der Abg. Dr. Edua.d Pickford iſt 
nach kurzem Krankenlager im rüſtigſten Mannesalter geſtorben. 

Baiern. Man ſcheint hier entſchloſſen zu fein, bei einem 
etwaigen ernſten Konflikt zwiſchen den deutſchen Großmächten 
mit Oeſterreich zu gehen, wie ein gleiches auch von Sachſen 
mit Beſtimmtheit erwartet wird. Es wird aber abzuwarten 
ſein, ob nicht im letzten Augenblick die materiellen Intereſſen 
ſchwer genug wiegen, um alle dieſe kleinen und Mittel⸗ 
Staaten auf die Seite Preußens zu ziehen. 

Oeſterreich. Man ſpricht von einer neuen Anleihe, 
welche Oeſterreich abgeſchloſſen hat. Dieſe kann nur den Zweck 
haben, ſich auf einen Krieg vorzubereiten. — Die Aus⸗ 
gleichung mit Ungarn hat in der letzten Zeit keine Fort⸗ 
ſchritte gemacht, die Ungarn beharren mit Entſchiedenheit bei 
ihren Forderungen, welche ſie in der erſten Adreſſe an 
den Kaiſer ausgeſprochen haben, und in denen vor allem eine 
Anerkennung der Rechtskontinuilät in der ungariſchen Ver⸗ 
faſſung verlangt wird. Da fo eine Auegleichung mit dem 
Parlament nicht leicht zu fein ſcheint, fo finden Verhand- 
lungen wit einzelnen Parteiführern ſtatt, welche jedoch auch 
zu keinem R. ſultat zu führen ſcheinen. 

Was bedeutet das Wort Verleumdung in 

unſerem Strafgeſetzbuch? 

Der Beſchluß des Oberwibunals vom 29. Januar iſt 
von den Gegnern der liberalen Partei mit Jubel begrüßt 
worden. Sie hoffen, daß er den Staatsanwalten und den 


Gerichtshöfen die nöthige Macht geben werde, um die Rede · 
freiheit unſerer Abgeordneten auf die entſchiedenſte Weiſe zu 
beſchränken. Denn wenn unſere Abgeordneten ſich durch 
jenen Beſchluß einſchüchtern ließen, ſo würden ſie ſich damit 
außer Stand ſetzen, auch fernerhin in allen Fällen dem 
Könige und dem Lande die reine und ungeſchminkte Wahrheit zu 
ſagen. Natürlich beſtreiten das die liebedieneriſchen Schreiber 
und Schwätzer. So ne fie mit der größten Dreiſtigkeit 
und uns gradezu zum Hohne, der Obertribunalsbeſchluß wolle 
den Abgeordneten ja nur „die Freiheit des Verleumdens“ 
entziehen. Aber die ganze Welt weiß, daß grade die Feinde 
des Ab rorduelenhauſes es ſind, die daſſelbe mit einer Fluth 
von Verleumdungen überſchütten, wie noch niemals die 
Volksvertretung irgend eines andern Landes ſie zu ertragen 
. Wersen hat, natürlich unter dem Vorwande, daß dies keine 
erleumdungen ſind. Viele Tauſende von Thalern werden 
ausgegeben, blos, um alle dieſe Verleumdungen ſchwarz auf 
weiß durch das ganze Land zu ſchicken. 

Die Abgeordneten haben ſich ſtets fern gehalten von 
Verleumdungen, aber die Lüge, daß es ſich blos um Ver⸗ 
hinderung von Verleumdungen handle, iſt nicht ſo dumm, 
daß ſie ſich nicht an ein Körnchen Wahrheit angeklemmt 
hätte, um dann wie eine Schmarogerpflanze rieſengroß in 
die Welt hineinzuwachſen. Sie klammert ſich daran, daß das 
Obertribunal beſchloſſen hat, daß die Abgeordneten nicht 
wegen Beleidigungen, ſondern nur wegen Ver⸗ 
leum dungen vor Gericht geſtellt werden ſollen. 

Das ſoll ſich denn für die Leute, die die Dinge nicht 
näher kennen, recht unſchuldig anhören. Aber es iſt ganz 
und gar nicht ſo unſchuldig, denn wenn das Obertribunal 
von Verleumdung ſpricht, ſo meint es damit etwas ganz 
Anderes, als unſer chriſtlicher Katechismus, wenn er 
ſagt: 
Nächſten“. Der Katechismus und wir gewöhnlichen 
Menſchen nennen einen Verleumder immer nur einen ſolchen 
Menſchen, der über ſeinen Nächſten wiſſentlich und bos⸗ 
hafter Weiſe Lügen erzählt. Aber das Strafgeſetzbuch, 
und mit ihm auch das Oßbertribunal, nennen Verleum⸗ 

dung jede ehrenkränkende Behauptung von Thatſachen, für 
deren Wahrheit nach dem Urtheile der Richter kein 
vollſtändiger Beweis erbracht werden kann, gleichviel ob 
dieſelbe wahr oder falſch iſt. Selbſt, wenn eine ſolche 
Behauptung noch je wahr iſt, jo werden wir nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Strafgeſetzbuches doch als Verleumder be» 
fraft, wenn wir nicht im Stande find, auch den gericht⸗ 
lichen Beweis für ihre Wahrbeit beizubringen. Daher 
kann auch der ehrlichſte und gewiſſenhafteſte Mann als Ver⸗ 
leumder, im Sinne des Strafgeſetzbuches und des Obertribu— 
nals, blos darum beſtraft werden, weil er für die von ihm 
behauptete Wahrheit nicht ſolche Zeugen und Beweiſe be⸗ 
ſchaffen kann, wie die Richter fie verlangen. — Wenn der 
Katechismus das „Verleumden“ verbietet, ſo verbietet er 
damit nur das Lügen; wenn aber die Gerichtshöfe einen 
von uns als „Verleumder“ beſtrafen, ſo beſtrafen ſie damit 
unter Umſtänden auch das Wahrheitſagen. Die Schuld 
dieſes Uebelſtandes liegt an der Unvollkommenheit, die unſeren 
Geſetzen wie allen menſchlichen Einrichtungen anhaftet. Aber 
Jeder ſieht doch daraus, daß unſere Abgeordneten ihre 
Schuldigkeit gegen das Land und gegen den König nicht 
thun können, wenn ſie in allen Fällen auch vor dem ſich 
hüten müſſen, was ſie nicht für Verleumdung halten, was 
aber nach dem Buchſtaben des Strafgeſetzbuches von den 
Gerichten als Verleumdung beſtraft wird, weil die Abge⸗ 


„Du ſollſt nicht falſch Zeugniß reden wider deinen 


ordneten nicht nach den Beweis regeln der Gerichte die Wahr⸗ 
heit des Geſagten beweiſen können. 

Und dennoch find. die Abgeordneten ſehr oft in der Lage, 
daß fie ſolche Thatſachen, welche fie für richtig halten, öffent⸗ 
I gie Sprache bringen müſſen, weil fie es im Intereſſe 
des Landes für nothwendig halten. Es würde nach unſerer 
Anſicht viel weniger ſchaden, obgleich es auch ſchädlich 
und verkehrt genug wäre, wenn die Abgeordneten wegen 
bloßer Beleidigungen vor Gericht geftellt werden. Deun 
im Strafgeſetzbuche ſteht nur, daß Beleidigungen beſtraft 
werden ſollen, aber es ſteht nicht darin, was als Beleidigung 
ne oder nicht gelten fol. Doch kann man auch im 

ifer der Rede ſich allenfalls noch vor ſolchen Worten hüten, 
die Staatsanwalt und Richter als Beleidigungen auslegen 
könnten. Dagegen vor dem, was Obertribunal und Straf⸗ 
eſetzbuch „Verleumdung“ nennen, können die Abgeordneten 
ſich nicht hüten, wenn ſie überhaupt in jedem Falle das 
fangen wollen, was fie für wahr halten. 


Dbigen Zeilen eines unſerer Mitarbeiter wollen wir noch 
einige Worte hinzufügen, um zu zeigen, wie ſchwer es den 
Abgeordneten oft ſein wird, ſich vor dem zu hüten, was das 
Gericht als Verleumdung beſtraft. Wenn man ſagt: N. N. 
hat die Verfaſſung verletzt und ſeinen auf dieſelbe geleiſteten 
Eid gebrochen, ſo iſt das, wenn man die Wahrheit dieſer 
Behauptung nicht beweiſen kann, eine Verleumdung und 
wird als ſolche beſtraft. Und doch iſt eine ſolche Behauptung 
faſt niemals zu beweiſen, denn N. N. faßt die Verfaſſung 
anders auf, als der, der ihn des Verfaſſungsbruches 
beſchuldigt! er ift vielleicht der Anſicht, die Verfaſſung auf 
das Gewi enhafteſte zu beobachten, während er ſie na der 
Meinung Anderer ſchon gebrochen hat. Wer will ihm nun 
beweiſen, daß er fie fo aufgefaßt hat, daß feine Handlungeweiſe 
von ſeiner Auffaſſung abweicht, oder aber: werden die Richter 
der Anſicht des Beſchuldigers oder der Beſchuldigten ſein? Im 
erſten Falle werden ſie freiſprechen, im zweiten verurtheilen 
müſſen. Soll nun aber ein Abgeordneter ſich durch ſolche 
Rückſichten verhindern laſſen, es offen auszuſprechen, wenn 
nach ſeiner Anſicht die Verfaſſung verletzt wird? Wir 
denken, dieſes eine Beiſpiel genügt ſchon, um die Beſchränkung 
der Redefreiheit und die Wirkung derſelben auf die Ausübung 
der Rechte der Volksvertreter zu zeigen, die in dem 
beſprochenen Beſchluſſe liegt. 


Die Danziger Zeitun 


erſcheint täglich zweimal und wird mit den hier Mittags und 

Abends abgehenden Zügen und Poſten verſandt. Der 

Abonnementspreis iſt wie bisher für Hieſige 1 Thlr. 15 Sgr., 

10 S (inel. Steuer und Poſtproviſion) 1 Thlr., 
Sgr. 


Politiſche und volkswirthſchaftliche Leitartikel, Original 
Korreſpondenzen, Provinzial: und Local⸗Nachrichten, tägliche 
Depeſchen von der Berliner Börſe und über alle wichtigen 
politiſchen Ereigniſſe; Feuilleton von den beliebten Schrift ⸗ 
ſtellern Max Ring, Solitaire ꝛc. 

Alle Poſtanſtalten nehmen Beſtellungen an und bitten wir 
um rechtzeitige Aufgabe derſelben, damik in der regelmäßigen 
Zuſendung keine Unterbrechung geſchieht. 5 : 

Juſerate finden durch die Danziger h zweck ⸗ 
mäßigfte und weiteſte Verbreitung in Oſt⸗ und Weſtpreußen 
und den angrenzenden Provinzen. 

Danzig, im März 1866. 

Die Verlagshandlung. (A. W. Kafemann.) 
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